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Verdacht der Kindeswohlgefährdung und des sexuellen Missbrauchs an schutzbefohlenen 
Kindern in Baden-Württemberg. Aufforderung auf Unterlassung des Betriebs von 
Masturbations- und Selbsterkundungsräumen etc. Abänderung der bereits erteilten 
Konzepte.  
 
Sehr geehrter Herr Bauer, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
seit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 2021 müssen alle Kindertageseinrichtungen (Kitas, 
Krippen, Kindergärten etc.) für die Betriebserlaubnis ein Konzept zum Schutz vor Gewalt 
entwickeln, anwenden und überprüfen (§ 45 SGB VIII). 
Für die Prüfung dieser Schutzkonzepte und die damit in Zusammenhang stehende 
Betriebserlaubnis in den Kindertagesstätten zeichnet sich der KVJS als hauptverantwortliche 
Behörde ab. 
Da es um die Sicherheit und den Schutz von Kindern, Kleinkindern und Säuglingen geht, gingen 
wir bisher von einer gewissenhaften Prüfung der Konzepte und Schutzkonzepte Ihrerseits aus. 
Deshalb ist es für uns nur schwer nachvollziehbar, wieso in Ihrem Zuständigkeitsbereich in 
Baden-Württemberg flächendeckend Masturbations- und Selbsterkundungsräume in den 
Konzepten und Kinderschutzkonzepten der Kindertagesstätten beschlossen, integriert und 
genehmigt werden und auf dieser Grundlage eine Betriebserlaubnis erteilt wird. 
 
Masturbations- und Selbsterkundungsräume sollen, nach dem Willen der BetreiberInnen, 
Kindergartenkindern die Möglichkeit bieten nicht nur den eigenen Körper, sondern auch den 
Körper anderer Jungen und Mädchen kennenzulernen, das Ganze am besten nackt und unter 
Aufsicht und Anleitung einer Erzieherin oder eines Erziehers oder sogar unbeaufsichtigt.  
 
Selbst unter außer Acht lassen der strafrechtlichen Situationen ist es schon beim Lesen dieser 
„Kinderschutzkonzepte“ äußerst auffällig, dass die vorgesehenen Schutzmaßnahmen nahezu 
keine Prüfungs- oder Schutzmechanismen enthalten und zudem meist lückenhaft und 
unspezifisch sind. Auch Art und Umfang der Beteiligung der Aufsichtsführenden bei der 
potentiellen Hilfestellung für die Kinder ist nicht einmal mehr nur als sehr fragwürdig zu 
betrachten, es richtet sich klar gegen das in einem sexualpädagogischen Konzept für 
Kindergärten ursprünglich Gewollte! Diese Art von Räumen und deren Betrieb ist in keiner 
gesetzlichen Vorgabe verankert oder vorgesehen und das mit gutem Grund. Es verstößt nach 
unserer Auffassung mutmaßlich zudem gegen das elterliche Erziehungsrecht und würde somit 
einen Verstoß gegen Art. 6 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) bedeuten.  
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Es handelt sich eben hierbei schlicht und ergreifend nicht um die Aufgaben eines Kindergartens! 
 
 

1. Als Leitsatz des Bundesverfassungsgerichts bleibt festzuhalten: 
„Die individuelle Sexualerziehung gehört in erster Linie zu dem natürlichen 
Erziehungsrecht der Eltern nach Art. 6 Abs.6 GG. 
(1. Leitsatz BVerfG, vom 21.12.1977, Az. 1 BvL 1/75)" 

 
2. „Danach sind Pflege und Erziehung der Kinder das natürliche Recht der Eltern und die 

zu vorderste ihnen obliegende Pflicht. Unter dem Begriff „Pflege“ ist die allgemeine 
Sorge für die Person des Kindes, für sein körperliches Wohlbefinden und für seine 
geistige und charakteristische Entwicklung zu verstehen.“ Brosius-Gersdorf, Frauke, 
in: Dreier - Grundgesetz-Kommentar, 3. Auflage 2013, Art. 6, Rn.155. 
 

3.  "Schwerpunkt des Kindergartenwesens soll eine fürsorgende Betreuung mit dem Ziel 
einer Förderung sozialer Verhaltensweisen und damit präventiver Konfliktvermeidung 
sein (BVerfG Beschl. 10.03.1998, 1 BvR 178/97, in NvwZ 1998, 834)." 
 

4. "Dieser Vorrang der elterlichen Verantwortung beruht auf der Erwägung, dass die 
Interessen des Kindes in der Regel am besten von den Eltern wahrgenommen werden 
(BVerfG, Urt. V. 9.2.1982- 1 BvR 845/79, NJW 1982, 1375)." 

 
5. Der Staat darf sich in die Kinderpflege und Erziehung nur ausnahmsweise „einmischen“. 

Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, wozu insbesondere auch 
Kindertageseinrichtungen gehören, ist der Staat gemäß Art. 6 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 
GG auf Wächteramt und Trennungsmaßnahmen zur Abwehr von Gefahren für das 
Kindeswohl beschränkt. Badura, Peter, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, 
90. EL, 2020, Art. 6, Rn. 137 ff. 
 

6. "Unterhalb der Schwelle der Kindeswohlgefährdung sind staatliche Pflege- und 
Erziehungsmaßnahmen unzulässig. BVerfG, Urteil vom 21. Dezember 1977 - 1 BvL 
1/75, in: NJW 1978, 807." 
 

7. "Dabei ist unerheblich, dass der Staat mit den Maßnahmen eine gute, bessere oder 
bestmögliche Pflege und Erziehung des Kindes bezweckt. BVerfG, Urteil vom 17. 
Februar 1982 - 1 BvR 188/80." 
„Denn auch in diesem Fall würde der Staat seine gesetzlichen Kompetenzen 
überschreiten und das Grundrecht der Eltern auf die Ausübung des Elternrechts im 
außerschulischen Bereich missachten. Badura, Peter, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz-
Kommentar, 90. EL, 2020, Art. 6, Rn. 139. 
 

8. „dass außerhalb des Schulwesens vorrangig die Eltern für die Pflege und Erziehung der 
Kinder zuständig sind.“ Brosius-Gersdorf, Frauke, in: Dreier - 
Grundgesetzkommentar, 3. Auflage 2013, Art. 6, Rn.141. 
 

9. Daher bleibt klarzustellen, dass Kindertageseinrichtungen nicht dem Schulwesen 
zugerechnet werden, sodass der schulische Bildungs- und Erziehungsauftrag des 
Staates nach Art. 7 Abs. 1 GG nicht zur Anwendung kommt.  
Dabei stellt nur das Kindeswohl die Grenze des Elternrechts dar. Im Falle einer Kollision 
von Elternrecht und Kindeswohl ist dem Kindeswohl Vorrang einzuräumen.  
BVerfG, Urteil vom 21.Mai 1974 - 1 BvL 22/71, in: NJW 1974, 1609. 
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Unnachvollziehbar ist auch, dass die Erstellung der Konzepte durch die Erzieherinnen und 
Erzieher, Leitungspersonal in den Einrichtungen und Träger selbst stattfindet, welche sich 
regelmäßig mit der Erstellung extrem schwertun, da diese in diesen Bereichen überhaupt nicht 
kompetent sind ein solches Konzept zielführend zu entwickeln. Die schlechten bzw. nicht 
vorhandenen Rahmenbedingungen und Vorgaben des Gesetzgebers tragen dafür nach unserer 
Auffassung in einem erheblichen Maße bei und schaffen jede Menge Raum für zweifelhafte 
Ideologien und scheinbare Interpretationsmöglichkeiten. Alleine die genutzten Quellen vieler 
Sicherheitskonzepte sind nur noch als aus unserer Sicht grob fahrlässig zu bezeichnen, wenn 
man sich vor Augen führt, dass es um die Sicherheit der Kinder geht. Aber man tut ja immerhin 
wieder mal etwas, leider eben in vielen Fällen nur mit gefährlichem Halbwissen bzw. gar keinem 
Wissen.  
 
Das zeigt sich ebenso bei der Festlegung und Beschreibung kritischer Abläufe und Infrastrukturen 
aber auch bei der Wahl geeigneter Schutzmaßnahmen oder schon bei den Formulierungen des 
Gewollten. Daher wundert es uns auch nicht, dass wir in unserem Gewaltpräventionszentrum in 
Walldorf (Baden) mit über 350 Kindern die ersten besorgten Schilderungen von Eltern und 
Kindern erhalten haben, in denen sich die in den Konzepten festgehaltenen „freiwilligen 
Handlungen“ der Kinder unter „gegenseitigem Einverständnis“ in der Praxis scheinbar doch nicht 
ganz so einvernehmlich und freiwillig darstellen, sondern die Kinder dazu angespornt werden, es 
doch einmal zu versuchen. Rein rechtlich spielt das aber auch schon keine Rolle mehr, die 
unterschiedlichsten strafrechtlichen Tatbestände sind hiermit bereits aus unserer Sicht oft schon 
erfüllt. Der Grad ist an einigen Stellen selbst verbal schon sehr schmal! Hier prüfen wir in einigen 
Fällen bereits konkrete rechtliche Schritte! 
 
Die Zuständigkeit für diese potenziellen Kindeswohlgefährdungen und die nach unserer 
Auffassung stellenweise stattfindende mutmaßliche sexuelle Misshandlung von 
Schutzbefohlenen liegt aus unserer Sicht in Ihrer Verantwortung, wenn Sie solche Konzepte 
genehmigen, denn sie werden erst durch die Erteilung der Betriebserlaubnis durch Ihre Behörde 
ermöglicht. 
 
Juristisch, sehr vereinfacht dargestellt, bleibt festzuhalten, dass sexuelle Handlungen an Kindern 
unter 14 Jahren immer ein Verstoß gegen die sexuelle Selbstbestimmung und somit strafbar sind 
auch wenn das Kind scheinbar zustimmt. Dieses Schutzalter gilt unabhängig von der Einwilligung 
und schützt die ungestörte sexuelle Entwicklung der Kinder. Personen, die sexuelle Handlungen 
an Kindern unter 14 Jahren vornehmen, machen sich gegebenenfalls des sexuellen Missbrauchs 
(an Schutzbefohlenen) strafbar, selbst der Versuch ist strafbar. 
Auch eine vermeintliche Zustimmung der Eltern und des Kindes ist für die Strafbarkeit ohne 
Bedeutung. Kinder unter 14 Jahren sind rechtlich nicht in der Lage sexuell einvernehmlich 
einzuwilligen, auch die Eltern können das nicht für die Kinder. Relevante Missbrauchstatbestände 
können auch schon erfüllt sein, wenn die Handlungen nicht zu einem vollständigen sexuellen 
Kontakt führen. Was wohl vielen auch nicht so ganz klar zu sein scheint, ist die Tatsache, dass 
auch das Bestimmen eines Kindes unter 14 Jahren zur Vornahme sexueller Handlungen, das 
Aufzeigen oder Erzählen pornographischer Inhalte gegenüber Kindern oder das Einwirken auf 
ein Kind mittels Informations- und Kommunikationstechnologie strafrechtlich relevant ist!  
 
Auch wenn die handelnden Kinder selbst noch nicht strafmündig sind und das Handeln für sie als 
Täter daher straffrei bleibt, machen sich nach unserer Rechtsauffassung weitere mit der Thematik 
beteiligte Personen und Einrichtungen gegebenenfalls zumindest mittelbar strafbar. Nicht alleine 
deshalb schon, weil sie in den jeweiligen Einrichtungen die Räume und Aufsichtspersonen zur 
Verfügung stellen, die diesen potenziellen Missbrauch erst möglich machen, sondern 
möglicherweise auch, weil sie die notwendigen Meldungen an die zuständigen Stellen 
unterlassen, die den potenziellen Missbrauch der Kinder und die damit einhergehende 
Kindeswohlgefährdung melden.  
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Aber auch Sie als die Betriebserlaubnisbehörde machen sich mutmaßlich mitschuldig, insofern 
sie Kenntnis über das Kinderschutzkonzept mit einem solchen Inhalt erhalten haben und untätig 
bleiben oder die Erlaubnis zum Betrieb gar auf dieser Grundlage erteilen. Die Regeln zum Schutz 
der Kinder wurden ersten kürzlich von der Europäischen Union deutlich zugunsten des Schutzes 
der Kinder gestärkt und haben sich spürbar verschärft, mit Recht! Denn nach unserer 
Rechtsauffassung verstößt die Einrichtung und der Betrieb solcher Räume gegen die erst 2021 
angepassten EU-Richtlinien und einer damit einhergehenden Verschärfung der Normen des 
deutschen Strafrechts. (Eine Prüfung des Sachverhalts auf Bundes- und Europäischer Ebene 
werden wir ebenfalls vorantreiben.) 
   
Vielen Eltern sind die Inhalte der Konzepte und das Ausmaß der Gefährdung nicht bewusst. Dies 
mutet umso irritierender an, da § 22a Abs. 2 SGB VIII ausdrücklich eine Beteiligung der Eltern an 
den Entscheidungen in wesentlichen Angelegenheiten der Erziehung, Bildung und Betreuung 
vorsieht. Diese Regelung ist wiederum eine deutliche Fixierung der starken 
verfassungsrechtlichen Stellung der Eltern aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG. Zu den wesentlichen 
Angelegenheiten gehören insbesondere: Die Veränderung des pädagogischen Konzepts und des 
Schutzkonzeptes der Einrichtung, die Einstellung oder Kündigung von Fachkräften, die 
Ausgestaltung der Öffnungszeiten, die Festsetzung von Beiträgen sowie die Veränderung von 
Außenanlagen (Winkler, Jürgen, in: Beck Online-Kommentar Sozialrecht, Stand: 1. September 
2020, § 1, SGB VIII, Rn.13.). 
Die Beteiligung der Eltern ist in sehr vielen Fällen eben nicht geschehen, die meisten Eltern sind 
fassungslos, wenn wir sie informieren was da in den Kindergärten vor sich geht. Auch haben wir 
Fälle, in denen die Träger und Einrichtungen die Eltern die Konzepte und Sicherheitskonzepte 
einfach nicht einsehen lassen, auch nicht auf Nachfrage oder schriftlichen Antrag. Man stellt sich 
einfach tot oder lehnt das aufgrund einer angeblichen Gefährdung für die Sicherheit der Kinder 
ab. Das ist schon eine erstaunliche Art der Beteiligung und wirkt mehr, als wolle man sein 
geschriebenes „Konzept“ vor den Eltern lieber verstecken, selbst wenn man damit das 
Grundrecht der Eltern auf Beteiligung beschneidet oder gänzlich ignoriert.  
 
Ein sexualpädagogisches Konzept als Schutzkonzept soll insbesondere wenn 
gemischtgeschlechtliche Betreuung stattfindet gerade die Geschlechterunterschiede und die 
damit möglichen Konfliktherde und Schutzbedürfnisse abbilden und klare Rahmen-
bedingungen schaffen (OVG NRW v. 14.12.2020; Az. 12 b 1241/20). 
 
Rn. 32: Auch ist erkennbar, dass die vielen Unklarheiten in der allgemeinen und 
sozialpädagogischen Konzeption, sowie das Fehlen von geschlechtsspezifischen und 
sexualpädagogischen Schutzmaßnahmen und von allgemeingültigen, für die Mitarbeiter und 
Kinder nachvollziehbaren Vorgaben, seitens des Trägers ein erhebliches Gefahrenpotenzial 
mit sich gebracht haben. 
 
Rn. 35: Auch der Träger hat an der Gewährleistung des Kindeswohls mitzuarbeiten. Er hat 
dabei etwaige Gefährdungslagen unverzüglich zu beseitigen und muss selbst prüfen, mit 
welchen Maßnahmen dies effektiv und nachhaltig möglich ist. In der Regel genügt es nicht,  
die Gefährdungssituation zu kommentieren oder sich von den Personen, die sie (mit) 
verursacht haben, zu distanzieren. 

Auch wir sind uns durchaus bewusst, dass ein sexualpädagogisches Konzept in den 
Einrichtungen vorgeschrieben, sinnvoll und notwendig ist! Und, dass die Erkundungen des 
Körpers der Kinder aber auch die Körper anderer Kinder völlig normal in den unterschiedlichen 
Entwicklungsstufen sind! Hierfür ist eine Kuschelecke mit ein paar Regeln dazu völlig ausreichend 
und seit Jahrzenten praktikabler Alltag in den Betreuungseinrichtungen.  
 
Keinesfalls bedarf es beaufsichtigter oder unbeaufsichtigter und angeleiteter Masturbations- 
oder Selbsterkundungsräume!  
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Die uns dazu vorliegenden Konzepte sind nicht einmal im Ansatz dazu geeignet, die dadurch 
geschaffenen Gefahren zu kontrollieren und übertreten nach unserer Auffassung schon oft die 
Schwelle zum Missbrauch der Kinder. Schon alleine die Konzepte zeigen deutlich, wie wenig man 
sich offensichtlich damit auseinandergesetzt hat und stellen nach unserer Auffassung ein 
erhebliches Gefährdungspotential des Kindeswohls dar, was sich zunehmend auch in der Praxis 
abzeichnet. 
 
„Für eine Kindeswohlgefährdung im Sinne des § 45 Abs. 7 S. 1 SGB VIII ist nicht 
erforderlich, dass es sich um eine gegenwärtige Gefahr handelt. Es muss eine hinreichende 
Wahrscheinlichkeit für einen Schadenseintritt bestehen. Ausreichend ist, dass der Eintritt der 
negativen Auswirkungen ohne ein Eingreifen bei normalem Verlauf der Dinge für die nächste 
Zeit potenziell zu besorgen ist. Dabei ist unerheblich, ob die Gefahr durch ein Verschulden 
des Einrichtungsträgers oder seiner Bediensteten verursacht wird.“  
(OVG NRW v. 14.12.2020; Az. 12 b 1241/20, Orientierungssatz Nr.1) 
 
Rn.9: „Eine Gefährdung des Kindeswohls im Sinne von § 45 Abs. 7 Satz 1 SGB VIII liegt vor, 
wenn auf Grund objektiv feststellbarer Tatsachen eine gegenwärtige oder nahe 
bevorstehende, nicht unerhebliche Gefahr für das Wohl der Kinder gegeben ist. Die zu einer 
Kindeswohlgefährdung i. S. v. § 1666 BGB entwickelten Maßstäbe können nicht 
uneingeschränkt übernommen werden. Insbesondere ist es im Rahmen von § 45 Abs. 7 
Satz 1 SGB VIII nicht erforderlich, dass es sich um eine gegenwärtige Gefahr handelt. Es 
muss im Sinne des konkreten Gefahrenbegriffs die hinreichende Wahrscheinlichkeit für 
einen Schadenseintritt bestehen. Es genügt, wenn der Eintritt der negativen Auswirkungen 
ohne ein Eingreifen bei normalem Verlauf der Dinge für die nächste Zeit potenziell zu 
besorgen ist. Unerheblich ist, ob die Gefahr durch ein Verschulden des Einrichtungsträgers 
oder seiner Bediensteten verursacht wird.“ 
 
Denn es ist auch deutlich hervorzuheben, dass es keinerlei seriöse Erfahrungen dazu gibt 
ob diese Art von Räumen den Kindern tatsächlich nur einen einzigen echten Vorteil bringt. 
Wir sind sogar der klaren Überzeugung, dass diese Art von Räumen sich negativ und 
benachteiligend auf die Kinder auswirkt und in einigen Fällen schon ausgewirkt hat! Die 
Erfahrung lehrt, dass gerade Kinder durch pädagogisch falsch angelegte 
Erziehungsmaßnahmen auf dem Gebiet der Sexualität seelisch verletzt und in ihrer 
Entwicklung schwer beeinträchtigt werden können!!! 
 
Religiöse und ethnische Gesichtspunkte sind bei unseren Darstellungen noch gar nicht in der 
Tiefe berücksichtigt und bieten ebenfalls jede Menge Gefahren und gesellschaftlichen 
Sprengstoff. Das Schlimmste daran ist, dass sich durch die kulturellen Unterschiede das daraus 
potentiell entstehende Aggressionspotential im Schwerpunkt nicht nur auf die ErzieherInnen oder 
LeiterInnen konzentrieren wird, sondern ebenfalls auch auf die Kinder. Insbesondere die 
Mädchen unterliegen aufgrund der unterschiedlichen Positionen in den Kulturen und Religionen 
gerade im Zusammenhang mit Sexualität unkalkulierbaren Gefahren.  
Wir schätzen diese Gefahren bis auf eine Gefährdung für Leib und Leben ein! Gegebenenfalls 
zieht man sich dafür ins Ausland zurück. Will man das wirklich riskieren oder verantworten? Dazu 
bleibt zu sagen, dass dieses Risiko für die Kinder völlig unnötig ist, führt man sich den Kern, den 
Schwerpunkt des Kindergartenwesens, vor Augen: 
Schwerpunkt des Kindergartenwesens soll eine fürsorgende Betreuung mit dem Ziel einer 
Förderung sozialer Verhaltensweisen und damit präventiver Konfliktvermeidung sein 
(BVerfG Beschl. 10.03.1998, 1 BvR 178/97, in NvwZ 1998, 834). 
 
Ebenfalls unbeachtet bleibt bis hier, welche Konsequenzen der Betrieb dieser Räume auf das 
Sozialverhalten der Kinder nach der Zeit im Kindergarten hat. Dürfen sie das erlernte, freigelebte 
Sexualverhalten auch anschließend in den Schulen weiterleben oder droht Ihnen und den Eltern 
dort von heute auf Morgen die Verfolgung? 
 
       

https://www.juris.de/r3/document/BJNR111630990BJNE007115819/format/xsl?oi=4TWWe6Gx4B&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR111630990BJNE007115819/format/xsl?oi=4TWWe6Gx4B&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE163004140/format/xsl?oi=4TWWe6Gx4B&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR111630990BJNE007115819/format/xsl?oi=4TWWe6Gx4B&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR111630990BJNE007115819/format/xsl?oi=4TWWe6Gx4B&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Wir fordern daher alle Kindereinrichtungen auf unverzüglich den Betrieb von 
Masturbationsräumen/ Selbsterkundungsräumen etc. in Ihren Einrichtungen einzustellen aber 
auch inhaltlich aus den pädagogischen Konzepten und Sicherheitskonzepten zu entfernen, sowie 
alle Eltern der Einrichtung hierüber nachweislich zu informieren.  
 
Den KVJS fordern wir auf unverzüglich alle Einrichtungen anzuschreiben und dazu aufzufordern 
den Betrieb von Masturbationsräumen/ Selbsterkundungsräumen etc. in Ihren Einrichtungen 
einzustellen aber auch inhaltlich aus den pädagogischen Konzepten und Sicherheitskonzepten 
entfernen zu lassen, sowie alle Eltern der Einrichtung hierüber nachweislich zu informieren. 
Gegebenenfalls unter Androhung und Vollzug der Rücknahme der Betriebserlaubnis der 
jeweiligen Einrichtungen.  
 
Da Sie nun völlig unzweideutig von den Sachverhalten informiert sind, liegt es nun an Ihnen, 
schnellstmöglich zu handeln. Alle sexuellen Übergriffe in den Einrichtungen Ihres 
Zuständigkeitsbereichs, die im Zusammenhang mit diesen Räumen stehen und deren 
Einrichtungen über ein Konzept verfügen in denen diese Räume beschrieben wurden und von 
Ihnen trotzdem eine Betriebserlaubnis erhalten haben, werden wir auf Sie zurückführen und 
strafrechtlich verfolgen. Die uns in diesem Zusammenhang bereits mitgeteilten und vollzogenen 
mutmaßlichen sexuellen Übergriffe auf Schutzbefohlene in Ihren Einrichtungen, werden wir an 
die zuständigen Staatsanwaltschaften weiterleiten.  
 
Mit freundlichem Gruß 
 

      
  
 
 
 
 


